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SKr. 44 gftttfhr. f^teciä- #«ttbw.»,3eUung („§îeiftetbîati"r

" Qtetorbnung
über bie

BfUrtiii in ^Bauarbeiten ii 6t. Sil«.
©en ©ntwurf etlter „Serorbnung über bie Sergebung

oon Sauarbeiten", ber ber. Sebürfniffen be§ @ewer6e=
fianbeS weitgehenb entgegenlommt unb einen grölen
gortfchrittim@ubmiffionSwefen bebeutet, unter»
breitet ber ©tabtrat beut ©emeinberat. ©inzelne Sefiim»
rnungen bürfen auf btefem (gebiete als oorbilblic| unb
bahnbrechenb bezeichnet to erben.

®ie Serorbnung umfafjt 41 Steifet. Qn einem all»
gemeinen Seil (Slrt 1—5) wirb in ber Çaupifadje fefi»
gefießt, mann eine öffentliche SluSfdhreibung, ein
befdjrSnlter SBettbewerb ober eine frei^anbige
Vergebung einzutreten hat. ©er jmeite Seit (Slrt. 6 bis
11) umfafjt bie SorfChriften über bie SluSfdhreibung,
wäljrenb bie Sehanblimg ber Singeböte in ben Slrtifeln
12—15 unb bie ©röffnung ber Singebote in ben
Slrt. 16—18 oorgefchrteben ift. Son befonberer Sebeuiung
ift ber Slbfcljntii über bie

Suf^tagSerteilung,
ber in ben Sri. 19—25 bie allgemeinen ©runbfähe ent»

halt, ©iefe lauten:
Slrt. 19. ®ie Sergebung foß fo rafdh wie möglich

oorgenommen werben. ©en Sewerbern ift oon bem er»

folgten Bufdhlag unoerzüglich SenntniS zu geben.

Slrt. 20. SluSgefchloffenoonberSerficffichti»
gun g ftnb Singebote, bie:

a) ben ber SuSf^reibung jugrunbe gelegten Sebitt»
gungen nic^t entfprechen;

b) ober nacb ben oon ben Sewerbern gemachten Sin»

gaben ober eingereichten groben nic§t zweclmäfjtg ftnb;
c) ober Preisangabe enthalten, bie in einem offen»

lunbigen SJlifjoerhältntS zu ber geforberten Seifiung
fiehen ober bie SMerlmate beS unlauteren SBeit
bewerbe! an ft<h tragen;

d) ober für eine richtige unb rechtzeitige SluSführung
ber Slrbeit leine ooße ©ernähr bieten;

e) ober oon Unternehmern eingereicht ftnb, bie für bie

©inhaltung ber in Slrt. 26 ff aufgefteßten befonbern
Sebtngungen beireffenb Slrbeiterfdhut} bie etforber»
lic|e Sicherheit nicht bieten.

Slrt. 21. ©er gufshtag foß z« einem mit ber gefor»
betten SlrbeitSleiftung im richtigen Serhättnts ftehenben,
annehmbaren unb angemef fetten Preis erfolgen.

Slrt. 22. SerufSoerbänbe unb Submittenten ftnb be»

rechtigt, bei öffentlichen ©ubmifftonen ber Sef)örbe oor
ber ©röffnung ber Singebote Preisberechnungen mit
ben notwenbigen (Sinzelangaben einzureichen.

©rfchetnt bie Seredhnung eines SerufSoer»
banbeS ber oergebenben Sehörbe als angemeffen, fo
foK bie Sergebimg an eines ober mehrere Singebote er»

folgen, bie nicht erheblich baoon abweichen.
©rllärt bie Sehörbe bie Serechnung eines SerufS»

oerbanbeë als unannehmbar, fo hat letzterer baS IRed^t,

tnnert 3 ©agen eine Überprüfung burdh minbefienS
Zwei ©adhoerftänbige zu oerlangen, ©te ©adhoer»

ftänbigen toerben zu gleichen ©eilen »ort ber oergebenben
Sehörbe unb bem betreffenben SerufSoetbanb bezeichnet,
©er einftimmige Sefunb ber ©achoerftänbigen, befiele
betfelbe in einer Seftätigung ober in einer SeriChtigung
ber Serechnung beS SerufSoerbanbeS, ift im ©tnne oon
Sibfah 2 btefeS SlrtilelS für bie Sergebung mapgebenb.

Siegen leine SereChnungen oon SerufSperbänben oor
ober lönnen bie ©achoerftänbigen fich niCht einigen, fo
hat bie Sehörbe bie Sergebung nach freiem ©rmeffen

in SSBürbigung beS in Slrt. 21 aufgefüllten ©runbfabeS
oorjunehmen. Set großen Untergeben in ben geforberten
greifen foßen bie niebrigften Singebote im all»
gemeinen nicht berüctfichtigt toerben, fofern niCht
Bereit Slrtgern e ffen I)eii ber Sehörbe nachgemtefen wirb.

Slrt. 23. Sei annähernb gleichwertigen Singeboten ift
ben ortSanfäffigen unb einheimif^en ©efchäften
im aßgemetnen gegenüber auStoärtigen unb auSlänbifdhen
ber Sorzug zu geben ; babei foß, tote bei ber Sergebung
ohne SKuSfchreibung, auf mögliche SlbtoechSlung Sebadht
genommen toerben.

Slrt. 24. Koße§iio»@lngaben gewerblicher Seretnigun»
gen finb möglichfi zu berüctftchiigen, fofern für bie SlrbeitS»
oerteilung ber oergebenben Seböt'öe baS ©enehmigungS»
reCht oorbehalten bleibt.

Unter ber gleichen SorauSfebung lann ohne oorauS»
gegangene SluSfchreibung bie Sergebung an eine gewetb»
liehe SerufSorganifaiion auf ©runb einer mit ber oer»
gebenben Sehörbe abgesoffenen ©arif » Seretnbarung
erfolgen.

Slrt. 25. ©rgibt bie Prüfung ber Singebote, baff burCh

9iingbilbung etne ungebührliche PreiSfieigerung be»

Zwedlt wirb, fo lann bie betreffenbe Slrbeit entweber
freihänbtg oergeben ober in Sfegie ausgeführt werben.

@S folgen tn ben Slrtileln 26 bis 33 bie befonbern
Sebtngungen über ben Sir belt er fcljub. Son btefen fei
heroorgehoben bie Sefiintmuttg, baf bei gleicher SeiftungS»
fähiglett oorzug§toeife ein^etmifc^e Slrbeiter zu be»

fdhäftigen ftnb unb bafs ber Unternehmer ben Sebarf an
Slrbeitslräften in erfiet Sinte beim ftäbtifChen SlrbeitSamt
Zu bedien hat. ©amtliche Slrbeiter müffen gegen bie golgen
oon Unfälle« unb SerufSlranlheiten oerfichert fein.

©er fedhfte SlbfChntit (Slrt. 34—39) behanbelt ben
Slbfchtufs unb Inhalt ber Serträge. Ueber bas

Sefdhwerbeoerfahren -wirb in Slrt. 40 Beftimmt:
„Ißfäßige Sef^werben wegen äftijjachtung ber Sor»

fchriften biefer Serorbnung ftnb unoerzügli^ fd^riftlidh
unb einläßlich begrünbet beim ©tabtrat artzubringen,
©tefer hat, nötigenfaßS unter Zuziehung unbeteiligter
©achoerpänbiger, etne Unterfudjung zu oeranftalten unb
geftß^t hierauf feinen Sefcheib zu erteilen."

liegender u. stehender Konstruktion v. 10 PS an.

Deutzer Rohöl-, Benzin-, Benzol- u. Petrol-Motoren §
K)

neue Modelle mit bisher unerreichten Vorzügen.

Gasmotoren-Fabrik Deutz A.-B. «Älbisrieden-ZUrich.
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" Verordnung
über die

BergêSW m» Bmrbà m Lt. Gallen.

Den Entwurf einer „Verordnung über die Vergebung
von Bauarbeiten", der den Bedürfnissen des Gewerbe-
standes weitgehend entgegenkommt und einen großen
Fortschritt im Submissionswesen bedeutet, unter-
breitet der Stadtrat dem Gemeinderat. Einzelne Bestim-
mungen dürfen aus diesem Gebiete als vorbildlich und
bahnbrechend bezeichnet werden.

Die Verordnung umfaßt 41 Artikel. In einem all-
gemeinen Teil (Art. 1—5) wird in der Hauptsache fest-
gestellt, wann eine öffentliche Ausschreibung, ein
beschränkter Wettbewerb oder eine freihändige
Vergebung einzutreten hat. Der zweite Teil (Art. 6 bis
11) umfaßt die Vorschriften über die Ausschreibung,
während die Behandlung der Angebote in den Artikeln
12—15 und die Eröffnung der Angebote in den
Art. 16—18 vorgeschrieben ist. Von besonderer Bedeutung
ist der Abschnitt über die

Zuschlagserteilung,
der in den Art. 19—25 die allgemeinen Grundsätze ent-
hält. Diese lauten:

Art. 19. Die Vergebung soll so rasch wie möglich
vorgenommen werden. Den Bewerbern ist von dem er-
folgten Zuschlag unverzüglich Kenntnis zu geben.

Art. 20. Ausgeschlossen von der Berücksichti-
gun g sind Angebote, die:

) den der Ausschreibung zugrunde gelegten Bedin-
gungen nicht entsprechen;

d) oder nach den von den Bewerbern gemachten An-
gaben oder eingereichten Proben nicht zweckmäßig sind;

e) oder Preisansätze enthalten, die in einem offen-
kundigen Mißverhältnis zu der geforderten Leistung
stehen oder die Merkmale des unlauteren Wett-
bewerbes an sich tragen;

) oder für eine richtige und rechtzeitige Ausführung
der Arbeit keine volle Gewähr bieten;

a) oder von Unternehmern eingereicht sind, die für die

Einhaltung der in Art. 26 K aufgestellten besondern
Bedingungen betreffend Arbeiterschutz die ersorder-
liche Sicherheit nicht bieten.

Art. 21. Der Zuschlag soll zu einem mit der gefor-
derten Arbeitsleistung im richtigen Verhältnis stehenden,

annehmbaren und angemessenen Preis erfolgen.

Art. 22. Berufsverbände und Submittentsn sind be-

rechtigt, bei öffentlichen Submissionen der Behörde vor
der Eröffnung der Angebote Preisberechnungen mit
den notwendigen Etnzelangaben einzureichen.

Erscheint die Berechnung eines Berufsver-
bandes der vergebenden Behörde als angemessen, so

soll die Vergebung an eines oder mehrere Angebote er-
folgen, die nicht erheblich davon abweichen.

Erklärt die Behörde die Berechnung eines Berufs-
Verbandes als unannehmbar, so hat letzterer das Recht,
innert 3 Tagen eine Überprüfung durch mindestens
zwei Sachverständige zu verlangen. Die Gachver-
ständigen werden zu gleichen Teilen von der vergebenden
Behörde und dem betreffenden Berufsverband bezeichnet.
Der einstimmige Befund der Sachverständigen, bestehe

derselbe in einer Bestätigung oder in einer Berichtigung
der Berechnung des Berufsverbandes, ist im Sinne von
Absatz 2 dieses Artikels für die Vergebung maßgebend.

Liegen keine Berechnungen von Berufsverbänden vor
oder können die Sachverständigen sich nicht einigen, so

hat die Behörde die Vergebung nach freiem Ermessen

in Würdigung des in Art. 21 aufgestellten Grundsatzes
vorzunehmen. Bei großen Unterschieden in den geforderten
Preisen sollen die niedrigsten Angebote im all-
gemeinen nicht berücksichtigt werden, sofern nicht
deren Angemessenheit der Behörde nachgewiesen wird.

Art. 23. Bei annähernd gleichwertigen Angeboten ist
den ortsansässigen und einheimischen Geschäften
im allgemeinen gegenüber auswärtigen und ausländischen
der Vorzug zu geben; dabei soll, wie bei der Vergebung
ohne Ausschreibung, auf möglichste Abwechslung Bedacht
genommen werden.

Art. 24. Kollektiv-Eingaben gewerblicher Vereinigun-
gen sind möglichst zu berücksichtigen, sosern für die Arbeits-
Verteilung der vergebenden Behörde das Genehmigungs-
recht vorbehalten bleibt.

Unter der gleichen Voraussetzung kann ohne voraus-
gegangene Ausschreibung die Vergebung an eine gewerb-
liche Berufsorganisation auf Grund einer mit der ver-
gebenden Behörde abgeschlossenen Tarif - Vereinbarung
erfolgen.

Art. 25. Ergibt die Prüfung der Angebote, daß durch
Ringbildung eine ungebührliche Preissteigerung be-
zweckt wird, so kann die betreffende Arbeit entweder
freihändig vergeben oder in Regie ausgeführt werden.

Es folgen in den Artikeln 26 bis 33 die besondern
Bedingungen über den Arbeiterschutz. Von diesen sei

hervorgehoben die Bestimmung, daß bei gleicher Leistungs-
fähigkeit vorzugsweise einheimische Arbeiter zu be-

schäftigen sind und daß der Unternehmer den Bedarf an
Arbeitskräften in erster Linie beim städtischen Arbeitsamt
zu decken hat. Sämtliche Arbeiter müssen gegen die Folgen
von Unfällen und Berufskrankheiten versichert sein.

Der sechste Abschnitt (Art. 34—39) behandelt den

Abschluß und Inhalt der Verträge. Ueber das
Beschwerdeversahren wird in Art. 40 bestimmt:

„Allsällige Beschwerden wegen Mißachtung der Vor-
schriften dieser Verordnung sind unverzüglich schriftlich
und einläßlich begründet beim Stadtrat anzubringen.
Dieser hat, nötigenfalls unter Zuziehung unbeteiligter
Sachverständiger, eine Untersuchung zu veranstalten und
gestützt hierauf seinen Bescheid zu erteilen."

liegender u, stetienàer Konstruktion v. 10 PZ sn.

lleàkk Kkîm'n-, kWoî- u. Z
neue Moàelle mit bisker unerreioktsn Vorzügen.
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